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Umfahrung Mellingen: Einwendungen gegen die Projektänderung  

Einwendungen gegen die Projektänderung 

Die Projektänderung wurde noch vor dem Verwaltungsgerichtsentscheid erarbeitet und nach 

dem Entscheid auch nicht mehr überarbeitet. Daher ist es wenig überraschend, dass die 

Projektänderung einen Grossteil der Auflagen des Verwaltungsgerichtsentscheids nicht 

erfüllt. So fehlt erneut das notwendige ENHK-Gutachten, welches beurteilt, ob die minimalen 

Änderungen insbesondere bei der Brücke den Forderungen der Kommission nach einer 

weniger massiven Gestaltung entspricht. Der Kanton scheint nicht klüger zu werden und 

sorgt mit dem Vorpreschen für neue rechtliche Auseinandersetzungen. Anstatt zuerst einmal 

den Entscheid des Verwaltungsgerichts genau zu studieren, schoss er mit der vorschnellen 

Projektänderung ins Blaue hinaus. Neben dem ENHK-Gutachten fehlt auch die 

Richtplananpassung bei den Fruchtfolgeflächen. Das Verwaltungsgericht hat diese 

Anpassung ausdrücklich als notwendig erklärt, weil die Umfahrungsstrasse sehr viel 

Kulturland überbaut. Zuständig dafür ist der Grosse Rat. 

Neben den groben Verfahrensfehlern, vermag die vorgeschlagene Änderung auch inhaltlich 

nicht überzeugen. Der Kanton sieht nur marginale Änderungen vor. Die rein kosmetische 

Änderung an der Brücke besteht einzig im Ersatz eines Teils der Betonbrüstung durch 

Leitplanken. Die Gesamthöhe der Brüstung bleibt aber die gleiche. Es ist daher nicht 

überraschend, dass die Änderungen selbst auf den Visualisierungen des Kantons kaum 

sichtbar sind. Zudem ist fraglich, weshalb eine Leitplanke eine geringere Beeinträchtigung 

der Landschaft darstellen soll als eine Betonbrüstung. Selbst der vom Kanton in Auftrag 

gegebene Umweltverträglichkeitsbericht kommt zum Schluss, dass die Änderung mit der 

Leitplanke kaum sichtbar ist. Zitat: «Der so geschaffene Durchblick im oberen Teil der 

Brüstung kann je nach Blickwinkel mehr oder weniger gut wahrgenommen werden.» Die 

Brückenpfeiler, welche von der ENHK ebenfalls als zu massiv beurteilt wurden, werden 

überhaupt nicht angepasst. 

Noch immer fehlt auch der von ENHK und vom Verwaltungsgericht geforderte Nachweis, 

dass die Brücke keine negativen Auswirkungen auf die Populationen von gefährdeten 

Fischarten hat.  

Die geplanten Verkehrsberuhigungsmassnahmen reichen nicht aus, um die Mellinger 

Altstadt weitgehend vom Durchgangsverkehr zu entlasten. Die Sperrung der Altstadt für den 

MIV ist bis heute nicht ausreichend rechtlich gesichert. Dies obwohl die ENHK und die 

kantonale Umweltfachstelle eine rechtliche Sicherung der Verkehrsberuhigungsmassnahmen 

ausdrücklich verlangten und auch das Verwaltungsgericht von der Notwendigkeit dieser 

Sicherung ausgeht.  


